
Verzögerung der Wagenumlaufzeiten herbeigeführt 
worden ist, so daß sich ein nochmaliges Eingehen darauf 
erübrigt. Das gleiche gilt für die Auffassung der Straf­
kammer, es sei nicht erwiesen, daß durch die Nicht­
erhebung von Wagenstandsgeld eine Verzögerung oder 
sonstige Nachlässigkeit beim Be- und Entladen der 
Waggons eingetreten sei. Unter der Voraussetzung, daß 
die tatsächlichen Feststellungen hinsichtlich des Um­
fanges der Falscheintragungen konkreter getroffen wor­
den wären, hätte also eine Verurteilung der Angeklag­
ten nach dem SMAD-Befehl Nr. 160 zu erfolgen gehabt.

Da sich die Angeklagten als Angestellte der Reichs­
bahn bewußt waren, daß durch ihre Handlung auch 
eine Verzögerung des Wagenumlaufes herbeigeführt und 
dadurch die Erfüllung des Transportplanes gefährdet 
wird, sie trotzdem ihre Handlung ausübten, haben sie 
auch eine Durchkreuzung der wirtschaftlichen Maß­
nahmen der deutschen Selbstverwaltungsorgane in Kauf 
genommen, also mindestens mit bedingtem Vorsatz 
eine Sabotagehandlung nach dem SMAD-Befehl Nr. 160 
verübt.

Eine Untreuehandlung der Angeklagten ist von der 
Strafkammer zu Recht bejaht worden. Zu bemängeln 
ist aber auch hier die ungenügende Feststellung des 
eingetretenen Schadens. Nach Ansicht des Strafsenates 
waren sich die Angeklagten bewußt, daß durch ihre 
Handlungsweise der Reichsbahn auch ein finanzieller 
Nachteil zugefügt wird. Um ein gerechtes Strafmaß 
festsetzen zu können, war es jedoch notwendig, die 
Größe des zugefügten finanziellen Nachteils mindestens 
annähernd festzustellen. Nach Ansicht des Senates 
hätten diese Feststellung auf Grund der Berichte und 
sonstigen Unterlagen der Reichsbahndirektion M. und 
mit Hilfe der Sachverständigen getroffen werden können.

§ 1 wstvo.
Auch durch ein Beiseiteschaffen nicht bewirtschafteter 

Waren kann die Versorgung der Bevölkerung gefährdet 
werden.

OLG Halle, Urt. vom 11. Februar 1952 — 2 Ss 404/51.
Aus den G r ü n d e n :

Die Angeklagte ist seit 1932 Inhaberin eines Textil­
warengeschäfts. Im Jahre 1946 nahm sie ihre Tochter 
als Gesellschafterin in ihr Geschäft auf und gründete 
mit dieser eine oHG. Die Angeklagte selbst hatte 
51 Anteile und ihre Tochter 49. Die Belieferung mit 
Textilien erfolgte durch die DHZ kontingentsweise. 
Ende Oktober 1950 erkundigte sich der Filialleiter W. 
anläßlich eines Einkaufes im Geschäft der Angeklagten, 
ob sie ihm größere Posten Damenstrümpfe verkaufen 
könnte. Die Angeklagte gab W. keine bestimmte Zu­
sage, sondern bat ihn, später noch einmal vorzu­
sprechen. Einige Zeit danach fragte W. bei der An­
geklagten nochmals nach, und diese bestellte ihn nach 
Geschäftsschluß in ihre Wohnung, wo sie ihm ein 
Dutzend Paar Strümpfe II. Wahl und 19 Paar Strümpfe
III. Wahl aushändigte. In der folgenden Zeit erhielt 
W. noch zweimal je 20 Dtzd. Paar Strümpfe III. Wahl 
von der Angeklagten; für ein Paar Strümpfe zahlte W. 
5 DM. Der Einkaufspreis für ein Paar Strümpfe II. 
Wahl betrug 1,48 DM, für III. Wahl 1,08 DM. Ins­
gesamt hat W. von der Angeklagten 511 Paar Strümpfe 
erhalten. W. verkaufte diese Strümpfe mit einem 
Aufschlag von 0,75 DM pro Paar an einen ihm un­
bekannten Mann weiter.

Das Landgericht hat die Angeklagte wegen fort­
gesetzten Verstoßes gegen § 1 Abs. 1 Ziff. 3 der WStVO 
und fortgesetzten Preisverstoßes verurteilt.

Gegen das Urteil des LG hat die Angeklagte frist- 
und formgerecht Revision eingelegt.

Zur Erfüllung des Tatbestandes des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
der WStVO ist nicht erforderlich, daß bewirtschaftete 
Rohstoffe oder Erzeugnisse vernichtet, beiseitegeschafft, 
zurückgehalten oder im Werte gemindert werden. Auch 
durch ein Beiseiteschaffen von nicht bewirtschafteten 
Erzeugnissen, in diesem Falle von 511 Paar Damen­
strümpfen, kann die Versorgung der Bevölkerung und 
die Wirtschaftsplanung gefährdet werden. Eine be­
sondere Verkaufsvorschrift für Strümpfe III. Wahl 
besteht allerdings für Einzelhändler nicht. Die DHZ 
stellte jedoch der Angeklagten nur eine beschränkte 
Menge dieser punktfreien Strümpfe zur Verfügung. Sie

hat offenbar auch diese Strümpfe planmäßig an die 
Einzelhändler ihrer Kundenzahl entsprechend verteilt. 
Wenn diese Strümpfe III. Wahl ohne Berücksichtigung 
des Planes, welcher der Versorgung der Bevölkerung 
zugrunde liegt, hätten verkauft werden sollen, weil sie 
vielleicht von geringerer Qualität waren, brauchte die 
DHZ die einzelnen Händler nicht mit einem bestimmten 
Kontingent zu beliefern. Die DHZ hätte dann diese 
Strümpfe, solange Vorrat vorhanden war, jedem Inter­
essenten in unbeschränkter Anzahl liefern können. Nur 
um eine möglichst gleichmäßige Verteilung zu ermög­
lichen, hat die DHZ auch diese punktfreie Ware an­
gemessen an die Einzelhändler abgegeben. Die Kennt­
nis unserer neuen ökonomischen Struktur, die mit 
einem Konkurrenzkampf unvereinbar ist, der immer 
mit der Vernichtung der Existenz des wirtschaftlich 
Schwächeren endet, läßt eine andere Schlußfolgerung 
nicht zu. Die gesellschaftliche Funktion des Einzel­
händlers besteht in unserer neuen demokratischen 
Wirtschaft darin, als letztes Glied des Handelsapparates 
die in den Produktionsbetrieben auf Grund des Wirt­
schaftsplanes hergestellten Waren dem unmittelbaren 
Verbraucher zuzuführen. Von ihm wird erwartet, daß 
er seine Waren demjenigen verkauft, für den sie her­
gestellt worden sind. Die Angeklagte hatte also die 
Pflicht, die Strümpfe III. wie auch I. und II. Wahl ihrem 
Kundenkreis zu verkaufen. Sie hatte keine Berech­
tigung, diese Strümpfe in größeren Mengen an eine 
Einzelperson zu verkaufen. Indem sie dies getan hat, 
ist die Versorgung der Bevölkerung, nämlich ihres 
Kundenkreises, gefährdet worden. Das angefochtene 
Urteil führt zutreffend aus, daß es bei einem ordnungs­
mäßigen Verkauf der Strümpfe durchaus möglich ge­
wesen wäre, etwa 500 Frauen der Dessauer Bevölke­
rung mit Strümpfen zu beliefern und ihrem notwen­
digen Bedarf an Strümpfen gerecht zu werden. Die 
Angeklagte durfte also auch diese punktfreien Strümpfe 
nicht in größeren Mengen an eine Einzelperson ver­
kaufen, weil sie damit die Versorgung ihres Kunden­
kreises gefährdete, der ja ein Teil der Bevölkerung ist.

Weiter macht die Revision geltend, punktfrei zu 
kaufende Strümpfe könnten durch den Verkauf von 
größeren Mengen an eine Person nicht als „entgegen 
dem ordnungsmäßigen Ablauf der Wirtschaft beiseite­
geschafft“ gelten.

Auch diese Auffassung ist irrig. Aus dem oben An­
geführten geht schon hervor, daß diese 511 Paar 
Strümpfe entgegen dem ordnungsmäßigen Wirtschafts­
ablauf verkauft worden sind. Nach dem ordnungs­
mäßigen Wirtschaftsablauf mußte die Angeklagte diese 
Strümpfe, wie bereits gesagt, an ihren Kundenkreis 
verkaufen. Da diese 511 Paar Strümpfe dem Bevölke­
rungskreis, an welchen sie nach dem ordnungsmäßigen 
Wirtschaftsablauf verkauft werden sollten, entzogen 
worden sind, hat das Vordergericht sie mit Recht „als 
beiseitegeschafft“ im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 der 
WStVO angesehen.

Die weitere Rüge der Revision, die subjektiven Vor­
aussetzungen für die Anwendung des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
der WStVO seien bei der Angeklagten nicht gegeben, 
denn sie habe niemals die Meinung haben können, ihr 
Verhalten sei plan- oder versorgungsgefährdend, geht 
ebenfalls fehl.

Die Angeklagte war Einzelhändlerin. Als solche 
wußte sie, daß ihre Aufgabe darin bestand, Waren an 
den Letztverbraucher zu verkaufen, auch Damen­
strümpfe III. Wahl. Es war ihr auch klar, daß sie mit 
dem Verkauf von 511 Paar Damenstrümpfen an eine 
Einzelperson zu einem Preis, der mehr als doppelt so 
hoch wie der normale Verkaufspreis war, diese Auf­
gabe nicht erfüllte und den Bedarf ihres Kundenkreises 
damit nicht befriedigte, also die Versorgung der Bevöl­
kerung gefährdete. Obwohl sie das wußte, hat sie 511 
Paar Strümpfe an eine Einzelperson ihres persönlichen 
Vorteiles wegen verkauft. Dies ist bew-ußt und gewollt 
geschehen, im vollen Wissen, daß den Frauen ihres 
Kundenkreises diese Strümpfe durch ihre Handlungs­
weise entzogen werden. Die Gefährdung der Versor­
gung der Bevölkerung hat sie danach dabei in Kauf 
genommen, so daß zumindest bedingter Vorsatz ge­
geben ist. Der subjektive Tatbestand des § 1 Abs. 1 
Ziff. 3 der WStVO ist damit von der Angeklagten 
erfüllt worden.
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